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Holland, in: v. Waldstein/Holland, Binnen-

schiffahrtsrecht, 5. Aufl. 2007, § 4 Rn. 25). 

In diesem Fall ist der Unfall aus dem Be-

trieb des Schiffes eingetreten, da die für 

den Unfall ursächliche Batterie unmittel-

bar dem Schiffsbetrieb selbst dient und 

nicht lediglich lose im Zusammenhang 

mit dem Schiff steht. Vielmehr ist sie für 

die Nutzung des Schiffes essentiell.

Ende des Einschubes d. Red.

2. Soweit die Berufung sich dagegen 

wendet, dass § 117 Abs. 1 Nr. 7 BinSchG 

auf den vorliegenden Sachverhalt An-

wendung finden soll, erfolgt dies ohne 

Aussicht auf Erfolg. § 117 Abs. 1 Nr. 7 

BinSchG ist vorliegend einschlägig.

Die Ausführungen des Amtsgerichts er-

weisen sich auch insoweit als zutreffend. 

§ 117 Abs. 1 Nr. 7 erfasst u. a. »Forderun-

gen aus dem Verschulden einer Person 

der Schiffsbesatzung«. Der Anwendungs-

bereich dieser Regelung ist weit zu verste-

hen (vgl. dazu bereits: BGH, 1 ZR 219/53, 

Urteil vom 18.11.1955). Der maßgeberi-

sche Grund für dessen kurze Verjährung 

ist, dass hiermit aus verschiedenen Grün-

den eine schnelle Bereinigung der oft un-

übersichtlichen Ansprüche aus dem Be-

trieb der Schiffahrt, also dem Schiffsbe-

trieb, bezweckt wird (vgl. BGH, II ZR 1/79, 

Urteil vom 17.03.1980; BGH, II ZR 192/78, 

Urteil vom 09.07.1979; BGH, 1 ZR 219/53, 

Urteil vom 18.11.1955; Ramming, Hambur-

ger Handbuch zum Binnenschifffahrts-

recht, 1. Auflage, § 3, Rn.46; v. Waldstein/

Holland, Binnenschifffahrtsrecht, 5. Aufla-

ge, § 117, Rn.1 und Rn.13; Kürschner/Fahl 

in Wussow, Unfallhaftpflichtrecht, 17. Auf-

lage, § 6 Binnenschifffahrtsrecht, Rn.57).

Vorliegend ist der Schaden aus dem Be-

trieb der Schifffahrt in diesem Sinne er-

folgt. Die Motoryacht befand sich ange-

legt im Yachthafen. Auch dies stellt einen 

üblichen Vorgang im Rahmen des Be-

triebs einer Motoryacht dar. Unerheblich 

ist hierbei insbesondere, dass die Motor-

yacht sich bereits seit mehreren Wochen 

in dieser Situation befand, was bereits 

keinen besonderen Umstand darstellt. 

Gleiches gilt dafür, dass die Motoryacht 

wegen des vorhandenen Schadens in die-

ser Position z. B. bis zu dessen Behebung 

auch weiterhin verblieben wäre. Auch 

dies ändert nichts daran, dass die Motor-

yacht weiterhin bestimmungsgemäß im 

Yachthafen angelegt und damit zugleich 

unverändert im Sinne der gesetzlichen 

Regelung betrieben worden ist.

Die Entstehung eines Schiffsbrands stellt 

hierbei auch offensichtlich keinen Um-

stand dar, der nicht mehr mit dem Betrieb 

der Motoryacht im Zusammenhang steht, 

was das maßgebliche Abgrenzungskrite-

rium darstellt. Dies wird vorliegend auch 

daran besonders deutlich, dass die Par-

teien u. a. darüber streiten, ob es durch 

die Kombination zwischen dem vorhan-

denen Schaden und dem Verbleib der 

Motoryacht im Wasser und damit verbun-

denen Wellenbewegungen zu dem weite-

ren Brand und der nachfolgenden Explo-

sion gekommen ist. Wie das Amtsgericht 

zutreffend ausgeführt hat, ist maßgeb-

lich, dass Antrieb und Batteriemanage-

ment ganz zentrale Bestandteile für den 

Betrieb einer Motoryacht darstellen. Es 

hat sich vorliegend gerade eine spezifi-

sche Gefahr aus dem Betrieb der Motor-

yacht verwirklicht.

Soweit die Klägerin darauf verweist, dass 

kein nautisches Verschulden vorliegt, 

kommt es angesichts dessen hierauf 

nicht an. Entgegen ihrer Beurteilung er-

gibt sich aus der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung nichts anderes, was be-

reits die vorstehenden Ausführungen 

und Nachweise ergeben. Bei einem nauti-

schen Verschulden handelt es sich ledig-

lich um einen Anwendungsfall des § 117 

Abs. 1 Nr. 7 BinSchG, wie sich aus mehre-

ren einschlägigen höchstrichterlichen 

Entscheidungen ergibt (vgl. BGH, II ZR 

67/75, Urteil vom 02.06.1977; BGH, II ZR 

109/73, Urteil vom 11.07.1974). Dabei geht 

es – wie sich den Entscheidungen entneh-

men lässt – darum, ob auch ein »nauti-

sches Verschulden« von der Regelung er-

fasst wird oder bei einem »bloß« nauti-

schen Verschulden eine beschränkte Haf-

tung veranlasst sein kann. Dies hat nichts 

damit zu tun, dass das Merkmal »im Zu-

sammenhang mit dem Betrieb« nicht mit 

der »Fahrtbewegung des Schiffes« gleich-

zusetzen ist. So lag z. B. dem bereits ge-

nannten Urteil des Bundesgerichtshofs 

vom 17.03.1980 ein aus dem Altöltank ge-

ratener Schlauch beim Überpumpen ei-

nes Gemisches aus Öl- und Wasserrück-

ständen zu Grunde.

Mitteilung durch Rechtsanwalt  

Dr. Dr. Lüsing, Hamburg

Anmerkung:

Das Schiffahrtsgericht Minden und ihm 

folgend das Schiffahrtsobergericht 

Hamm haben die Vorschrift über die kurze 

schifffahrtsrechtliche Verjährung in § 117 

BinSchG in mehrfacher Hinsicht sehr weit 

ausgelegt. Damit liegen beide Gerichte 

auf einer Linie mit der langjährigen 

Rechtsprechung aller Schiffahrtsgerichte. 

Die Entscheidung ist sorgfältig und in-

haltlich zutreffend begründet.

Aus dem Wortlaut des §§ 117 I Nr. 7 

BinSchG ergibt sich nicht unmittelbar, 

dass der Schaden aus dem Betrieb des 

Schiffes entstanden sein muss. In der Vor-

schrift ist nur von einem »Verschulden ei-

ner Person der Schiffsbesatzung« die Re-

de, sie stellt also nicht auf den Schiffsbe-

trieb, sondern auf die handelnde Person 

ab. Vom Wortlaut der Vorschrift wäre es 

also beispielsweise auch umfasst, wenn 

ein Besatzungsmitglied mit seinem Auto 

gegen einen Baum fährt. Aus gutem 

Grund hat aber die Rechtsprechung mit 

Zustimmung aus der Literatur das Merk-

mal »Betrieb eines Schiffes« als unge-

schriebenes Tatbestandsmerkmal der Vor-

schrift entwickelt, um Schäden aus dem 

Regelungsbereich der Vorschrift auszu-

klammern, die nicht aus, sondern nur im 

Zusammenhang mit dem Betrieb des 

Schiffes entstanden sind, das können 

zum Beispiel vertragliche Ansprüche des 

Charterers gegen den Schiffseigentümer 

sein (siehe dazu zutreffend v.Waldstein/

Holland, BinSchR, 5. Auflage, BinSchG 

§ 117 Rn. 13).

Zu Recht stellen die Gerichte in den vor-

stehenden Entscheidungen klar, dass die 

Vorschrift selbstverständlich auch für 

Sportboote und nicht nur für die ge-

werbliche Schifffahrt gilt (dazu v.Wald-

stein/Holland, ebenda, BinSchG, § 1 Rn. 

6). Interessant ist auch die sehr weite 

Auslegung der Vorschrift im Hinblick auf 

das ungeschriebene Tatbestandsmerk-

mal, aus dem Betrieb des Schiffes. Es 

liegt durchaus in Übereinstimmung mit 

der bisherigen Rechtsprechung, dass der 

Ausbruch eines Brandes, jedenfalls 

wenn er durch wesentliche Ausrüstungs-

gegenstände des Bootes verursacht ist, 

aus dem Betrieb des Schiffes stammt 

und zwar selbst dann, wenn die entspre-

chende Einrichtung, vorliegend die Bat-

terie, selbst nicht in Betrieb war, sondern 

lediglich an Bord. Denn für das Verschul-

den der Schiffsbesatzung kommt es 

nicht darauf an, ob es sich um ein nauti-

sches Verschulden oder ein sonstiges 

Verschulden handelt. So ist zum Beispiel 

das Ausrüsterverschulden, das sind zum 

Beispiel Fehler bei der Wartung und Aus-

rüstung des Schiffes, selbstverständlich 

von der Vorschrift erfasst.

Völlig eindeutig ist, dass die Verjährungs-

vorschrift nicht nur Ansprüche gegen den 

Schiffseigner, sondern auch gegen den 

Schiffsführer erfasst, im vorliegenden Fall 

bestand insoweit Personenidentität.

Die Ausführungen zum materiellrechtli-

chen Grund der klägerseits behaupteten 

Haftung des Schiffseigners/Schiffsfüh-

rers (also zum konkreten Verschulden) 

sind in beiden Entscheidungen sehr 

dünn. Die Klage wäre abgesehen von 

der Frage der Verjährung nur dann aus-

sichtsreich, wenn für den Ausbruch des 

Brandes ein konkretes Besatzungsver-

schulden vorgetragen und bewiesen wä-

re. Dies könnten grundsätzlich zum Bei-

spiel Wartungsfehler oder Überwa-

chungsfehler sowie Einbaufehler sein. In 

derartigen Fällen eines selbständig aus-

brechenden Brandes ist der Verschul-

densnachweis in der Praxis seitens des 

Geschädigten häufig allerdings nur sehr 

schwer zu führen.

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer, 

Frankfurt am Main
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Hinweis-Beschluss des Schiffahrtsober-

gerichtes Hamm vom 19. Dezember 2023, 

Az.: I-27 U 96/23 (BSch) (Schiffahrtsge-

richt Minden, Az.: 58 C 1/23 BSch) vom 

19. Dezember 2023

durch den Vorsitzenden Richter am Ober-

landesgericht, den Richter am Oberlan-

desgericht und die Richterin am Oberlan-

desgericht 

beschlossen:

Der Senat beabsichtigt, die Berufung der 

Klägerin gemäß § 522 Abs. 2 ZPO zurück-

zuweisen.

Die Klägerin hat Gelegenheit, innerhalb 

von drei Wochen ab Zustellung dieses Be-

schlusses Stellung zu nehmen.

Gründe:

A.

I.

Die Klägerin hat mit der Klage gegenüber 

dem Beklagten in erster Instanz Scha-

densersatz geltend gemacht und die Fest-

stellung von weiteren Schadensersatzan-

sprüchen begehrt. Die Ansprüche sollen 

in Folge eines Brandes mit nachfolgender 

Explosion auf der mit einem Diesel- und 

einem Elektromotor ausgestatteten Mo-

toryacht des Beklagten am 11.07.2027, die 

zu dieser Zeit im Yachthafen Hahlen in 

Minden/Hahlen lag, entstanden sein.

Zwei Mitglieder der örtlichen Freiwilligen 

Feuerwehr, M, D und N‚ wurden durch die 

Explosion während ihres Einsatzes ver-

letzt. Die Explosion entstand aufgrund ei-

ner Reaktion des Lithium-Polymer-Akkus 

der Motoryacht infolge eines Defekts des 

Batteriemanagementsystems. Auf Grund 

des vorhandenen Defekts lag das Schiff 

zu diesem Zeitpunkt bereits seit etwa 4 

Wochen im Yachthafen vor Anker.

Die Klägerin ist Trägerin der gesetzlichen 

Rentenversicherung. Die beiden verletz-

ten Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr 

sind bei ihr gesetzlich rentenversichert.

Die Parteien haben über aus den Unfall-

verletzungen der beiden Mitglieder der 

örtlichen Freiwilligen Feuerwehr entstan-

dene bezifferte Schäden hinsichtlich des 

Verletztengeldes und über die Feststel-

lung der Ersatzpflicht des Beklagten in 

Bezug auf vom Leistungsantrag nicht er-

fasste Zahlungen und einen Betragsaus-

fall in den betreffenden Rentenversiche-

rungskonten gestritten. Hierbei haben sie 

insbesondere darüber gestritten, welche 

Kenntnisse der Beklagte im Einzelnen 

hinsichtlich des vorhandenen Schadens 

hatte, welche Maßnahmen er im Einzel-

nen veranlasst hat und ob diese Maßnah-

men unzureichend waren. Ferner haben 

die Parteien darüber gestritten, ob die 

geltend gemachten Ansprüche aufgrund 

eines Eingreifens von § 117 Abs. 1 Nr. 7 

BinSchG verjährt sind.

II.

Das Amtsgericht Minden hat die Klage 

abgewiesen.

Es sei als Schifffahrtsgericht zwar sachlich 

und örtlich zuständig. Die Klage sei aller-

dings abzuweisen, da sämtliche der Klä-

gerin etwaig zustehende Schadensersatz-

ansprüche gemäß § 823 Abs. 1 BGB, 

§ 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 229 StGB, § 842 

BGB, § 2 Abs. 1 S. 1 HaftPflG und § 2 Abs. 

1 S. 2 HaftPflG jeweils i.V.m. § 119 SGB X 

bereits gemäß § 117 BinSchG verjährt sei-

en und der Beklagte diese Einrede erho-

ben habe.

Gemäß § 117 Abs. 1 Nr. 7 BinSchG ver-

jährten Forderungen aus dem Verschul-

den einer Person der Schiffsbesatzung 

mit dem Ablauf eines Jahres, wobei die 

Verjährung mit dem Schluss des Jahres 

beginne, in dem die Forderung fällig ge-

worden sei. Da etwaige Ansprüche be-

reits im Jahr 2017 fällig geworden seien, 

sei hinsichtlich sämtlicher Ansprüche seit 

dem Ende des Jahres 2018 Verjährung 

eingetreten. Ausreichend für den Beginn 

der Verjährung sei, dass die Tatbestands-

voraussetzungen der Haftungsnorm ein-

getreten seien und Feststellungsklage ha-

be erhoben werden können.

Die Regelung des § 117 Abs. 1 Nr. 7 

BinSchG sei weit auszulegen. Die kurze 

Verjährungsfrist erfasse sowohl vertragli-

che als auch deliktische Ansprüche, selbst 

wenn diese verschuldensunabhängig sei-

en. Umfasst seien dabei auch sämtliche 

Ansprüche gegen den Schiffseigner-

Schiffführer, da dieser auch unter den Be-

griff der Schiffsbesatzung falle. Der Be-

klagte sei als Eigentümer des Binnen-

schiffes somit gemäß § 1 BinSchG als 

Eigner anzusehen. Erfasst seien sämtli-

che Ansprüche gegen den Eigner aus 

dem Betrieb des Schiffes. Dies erfordere 

weder die Anwesenheit der haftenden 

Person noch eine Fortbewegung des 

Schiffes. In Abgrenzung zu Ansprüchen, 

die lediglich im Zusammenhang mit dem 

Schiff stünden, sei entscheidend, dass 

sich eine Schiffsgefahr realisiert habe. 

Dies könne auch der Fall sein, wenn La-

dung gelöscht werde, während ein Schiff 

nicht in Bewegung sei. Auch vorliegend 

sei der Unfall aus dem Betrieb des Schif-

fes eingetreten, da die für den Unfall ur-

sächliche Batterie unmittelbar dem 

Schiffsbetrieb selbst diene und nicht le-

diglich lose im Zusammenhang mit dem 

Schiff stehe. Sie sei für die Nutzung des 

Schiffes essentiell.

Gegen die Abweisung der Klage wendet 

sich die Klägerin mit der Berufung.

Entgegen der Rechtsansicht des Amtsge-

richts sei keine Verjährung eingetreten, 

da sich diese nach § 195 BGB richte. Maß-

geblich für das Eingreifen des § 117 Abs. 1 

Nr. 7 BinSchG sei nach dem Sinn und 

Zweck der Regelung, wonach nach Ablauf 

einer längeren Frist die Prüfung von mit 

dem Betrieb des Schiffes zusammenhän-

genden Ansprüchen oftmals nicht mög-

lich sei, dass der Schaden »im Zusam-

menhang mit dem Betrieb« stehe. Dies 

sei nicht der Fall. Es möge zwar richtig 

sein, dass eine Batterie für den Betrieb 

des Schiffes essentiell sei, allein deren 

Existenz führe aber nicht zum Betrieb des 

Schiffes. Das Schiff sei vorliegend etwa 

vier Wochen – unstreitig – überhaupt 

nicht gefahren worden und habe sich 

deshalb gerade nicht im Betrieb befun-

den. So habe auch der Bundesgerichtshof 

in seinem Urteil vom 09.07.1979 (II ZR 

192/78) von einem »nautischen Verschul-

den« gesprochen.

Die Klägerin hat angekündigt, zu beantra-

gen,

unter Abänderung des angefochtenen Ur-

teils,

1. den Beklagten zu verurteilen, an die 

Klägerin € nebst 5 Prozentpunkten Zinsen 

über dem Basiszinssatz seit Rechtshän-

gigkeit zu zahlen,

2. den Beklagten zu verurteilen, an die 

Klägerin weitere € nebst 5 Prozentpunk-

ten Zinsen über dem Basiszinssatz seit 

Rechtshängigkeit zu zahlen,

3. festzustellen, dass der Beklagte zum Er-

satz weiterer, vom Leistungsantrag zeit-

lich nicht umfasster, Leistungen sowie 

des Beitragsausfalles im Rentenversiche-

rungskonto des Herrn N‚ geb. am

aus dem Unfall vom 11.07.2017 verpflich-

tet ist,

4. festzustellen, dass der Beklagte zum Er-

satz weiterer, vom Leistungsantrag zeit-
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lich nicht umfasster, Leistungen sowie 

des Beitragsausfalles im Rentenversiche-

rungskonto des Herrn • D ‚ geb. am aus 

dem Unfall vom 11.07.2017 verpflichtet ist.

Der Beklagte hat angekündigt, zu bean-

tragen,

die Berufung zurückzuweisen.

B.

Die zulässige Berufung ist nach § 522 

Abs. 2 S. 1 ZPO zurückweisungsreif.

Die Berufung hat nach einstimmiger 

Überzeugung des Senats offensichtlich 

keine Aussicht auf Erfolg. Die Rechts -

sache hat keine grundsätzliche Bedeu-

tung. Weder die Fortbildung des Rechts 

noch die Sicherung einer einheitlichen 

Rechtsprechung erfordern eine Entschei-

dung des Berufungsgerichts. Eine münd-

liche Verhandlung ist auch nicht geboten.

Das Amtsgericht hat die Klage zu Recht 

mit der Begründung abgewiesen, dass 

etwaige Ansprüche jedenfalls nach § 117 

Abs. 1 Nr. 7 BinSchG verjährt sind.

1.

Das Amtsgericht hat zutreffend näher 

ausgeführt, dass hinsichtlich sämtlicher 

in Betracht kommenden Schadensersatz-

ansprüche aus den im Einzelnen ange-

führten Vorschriften beim Eingreifen des 

§ 117 Abs. 1 Nr. 7 BinSchG gegen den Be-

klagten als Schiffseigner, der unter den 

Anwendungsbereich dieser gesetzlichen 

Regelung fällt, eine Verjährung eingetre-

ten ist. Diese Ausführungen des Amtsge-

richts sind nicht ergänzungsbedürftig und 

werden von der Berufung auch nicht in 

Zweifel gezogen. Der Senat verweist in-

soweit zur Vermeidung von Wiederholun-

gen vollständig auf die Ausführungen in 

dem angefochtenen Urteil.

2.

Soweit die Berufung sich dagegen wen-

det, dass § 117 Abs. 1 Nr. 7 BinSchG auf 

den vorliegenden Sachverhalt Anwen-

dung finden soll, erfolgt dies ohne Aus-

sicht auf Erfolg. § 117 Abs. 1 Nr. 7 

BinSchG ist vorliegend einschlägig.

Die Ausführungen des Amtsgerichts er-

weisen sich auch insoweit als zutreffend. 

§ 117 Abs. 1 Nr. 7 erfasst u. a. »Forderun-

gen aus dem Verschulden einer Person 

der Schiffsbesatzung«. Der Anwendungs-

bereich dieser Regelung ist weit zu ver-

stehen (vgl. dazu bereits: BGH, 1 ZR 

219/53, Urteil vom 18.11.1955). Der maß-

geberische Grund für dessen kurze Ver-

jährung ist, dass hiermit aus verschiede-

nen Gründen eine schnelle Bereinigung 

der oft unübersichtlichen Ansprüche aus 

dem Betrieb der Schiffahrt, also dem 

Schiffsbetrieb, bezweckt wird (vgl. BGH, II 

ZR 1/79, Urteil vom 17.03.1980; BGH, II ZR 

192/78, Urteil vom 09.07.1979; BGH, 1 ZR 

219/53, Urteil vom 18.11.1955; Ramming, 

Hamburger Handbuch zum Binnenschiff-

fahrtsrecht, 1. Auflage, § 3, Rn.46; v. Wald-

stein/Holland, Binnenschifffahrtsrecht, 5. 

Auflage, § 117, Rn.1 und Rn.13; Kürschner/

Fahl in Wussow, Unfallhaftpflichtrecht, 17. 

Auflage, § 6 Binnenschifffahrtsrecht, 

Rn.57).

Vorliegend ist der Schaden aus dem Be-

trieb der Schifffahrt in diesem Sinne er-

folgt. Die Motoryacht befand sich ange-

legt im Yachthafen. Auch dies stellt einen 

üblichen Vorgang im Rahmen des Be-

triebs einer Motoryacht dar. Unerheblich 

ist hierbei insbesondere, dass die Motor-

yacht sich bereits seit mehreren Wochen 

in dieser Situation befand, was bereits 

keinen besonderen Umstand darstellt. 

Gleiches gilt dafür, dass die Motoryacht 

wegen des vorhandenen Schadens in 

dieser Position z. B. bis zu dessen Behe-

bung auch weiterhin verblieben wäre. 

Auch dies ändert nichts daran, dass die 

Motoryacht weiterhin bestimmungsge-

mäß im Yachthafen angelegt und damit 

zugleich unverändert im Sinne der ge-

setzlichen Regelung betrieben worden 

ist.

Die Entstehung eines Schiffsbrands stellt 

hierbei auch offensichtlich keinen Um-

stand dar, der nicht mehr mit dem Betrieb 

der Motoryacht im Zusammenhang steht, 

was das maßgebliche Abgrenzungskrite-

rium darstellt. Dies wird vorliegend auch 

daran besonders deutlich, dass die Par-

teien u. a. darüber streiten, ob es durch 

die Kombination zwischen dem vorhan-

denen Schaden und dem Verbleib der 

Motoryacht im Wasser und damit verbun-

denen Wellenbewegungen zu dem weite-

ren Brand und der nachfolgenden Explo-

sion gekommen ist. Wie das Amtsgericht 

zutreffend ausgeführt hat, ist maßgeb-

lich, dass Antrieb und Batteriemanage-

ment ganz zentrale Bestandteile für den 

Betrieb einer Motoryacht darstellen. Es 

hat sich vorliegend gerade eine spezifi-

sche Gefahr aus dem Betrieb der Motor-

yacht verwirklicht.

Soweit die Klägerin darauf verweist, dass 

kein nautisches Verschulden vorliegt, 

kommt es angesichts dessen hierauf 

nicht an. Entgegen ihrer Beurteilung er-

gibt sich aus der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung nichts anderes, was be-

reits die vorstehenden Ausführungen 

und Nachweise ergeben. Bei einem nauti-

schen Verschulden handelt es sich ledig-

lich um einen Anwendungsfall des § 117 

Abs. 1 Nr. 7 BinSchG, wie sich aus mehre-

ren einschlägigen höchstrichterlichen 

Entscheidungen ergibt (vgl. BGH, II ZR 

67/75, Urteil vom 02.06.1977; BGH, II ZR 

109/73, Urteil vom 11.07.1974). Dabei geht 

es – wie sich den Entscheidungen entneh-

men lässt – darum, ob auch ein »nauti-

sches Verschulden« von der Regelung er-

fasst wird oder bei einem »bloß« nauti-

schen Verschulden eine beschränkte Haf-

tung veranlasst sein kann. Dies hat nichts 

damit zu tun, dass das Merkmal »im Zu-

sammenhang mit dem Betrieb« nicht mit 

der »Fahrtbewegung des Schiffes« gleich-

zusetzen ist. So lag z. B. dem bereits ge-

nannten Urteil des Bundesgerichtshofs 

vom 17.03.1980 ein aus dem Altöltank ge-

ratener Schlauch beim Überpumpen ei-

nes Gemisches aus Öl- und Wasserrück-

ständen zu Grunde.
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